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Die Erste Republik im Geschichtsunterricht. 
Lehrplaninhalte, Schulbucherzählungen und 
geschichtsdidaktische Prinzipien 

Von Philipp Mittnik

Die Jahre 1918 bis 1938 werden in allen österreichischen Schulbüchern in den ent-
sprechenden Schulstufen berücksichtigt. Auch die Lehrpläne geben verpflichtend 
vor, dass diese Zeitperiode in Österreich in den Klassen zu behandeln ist. Der fol-
gende Aufsatz soll klarlegen, welche normativen Grundlagen für den Unterricht im 
Fach Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung (GSKPB) im Themenbereich 
Erste Republik und Dollfuß/Schuschnigg-Regime existieren. Dazu werden Schul-
bücher und Lehrpläne analysiert. Anschließend werden geschichts- und politik-
didaktische Grundlagen vorgestellt, die in diesem Zusammenhang erwähnenswert 
erscheinen.

1. Lehrplaninhalte und Reifeprüfung

Seit dem Schuljahr 2016/17 gilt der neue kompetenzorientierte und modularisierte 
Lehrplan in der Sekundarstufe I im Fach GSKPB. Zusätzlich zu verpflichtend inte-
grierenden Kompetenzkonkretisierungen werden thematische Konkretisierungen 
angeführt. Folgende Bereiche aus dem Lehrplan müssen im Geschichtsunterricht 
berücksichtigt werden:
•	 3. Klasse Modul 4: „Historische Friedenslösungen analysieren und vergleichen 

sowie im Hinblick auf gegenwärtige politische Konflikte beurteilen […]“
•	 4. Klasse Modul 3: „Erste und Zweite Republik als Konflikt- und Konsensdemo-

kratie erörtern (zB Justizpalastbrand; Bürgerkrieg; ,Ständestaat/Austrofaschis-
mus‘; Große Koalition, Sozialpartnerschaft; Veränderungen des Parteien-
spektrums) […]“1

In der Sekundarstufe II (AHS-Oberstufe) werden folgende Inhalte von Seiten des 
Gesetzgebers vorgegeben:2

•	 „Politische, wirtschaftliche, kulturelle und soziale Entwicklungen vom 1. Welt-
krieg bis zur Gegenwart

1	 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung (BMBWF), Lehrplan Geschichte und 
Sozialkunde/Politische Bildung für die Sekundarstufe I (2016) 9, 11.

2	 Andere Schultypen werden in diesem Artikel nicht berücksichtigt. Wichtig ist jedoch zu bedenken, 
dass es zusätzliche Lehrpläne für die Schultypen HAK, HTL, HBLA, Berufsschule etc. gibt.
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•	 Nationale und internationale Politik zwischen 1918 und 1945 zB Friedensver-
träge, Krisen der Zwischenkriegszeit 

•	 Demokratische, autoritäre und totalitäre Staatensysteme und ihre Ideologien in 
Europa“3

Während die Konkretisierungen im SEK I Lehrplan relativ klar dargestellt sind, 
wurden in der AHS-Oberstufe allgemeinere Formulierungen verwendet. Nur der 
Vollständigkeit halber soll darauf hingewiesen werden, dass das Bundesministerium 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung (BMBWF) im Rahmen des „Pädagogik-
paketes“ 2019 neue Lehrpläne für alle Fächer der SEK II beauftragt hat. Auf Grund 
zahlreicher Verzögerungen dürfte es jedoch erst ab dem Schuljahr 2023/24 zur Um-
setzung kommen.

In welchem Ausmaß diese curricularen Vorgaben auch tatsächlich berücksichtigt 
und umgesetzt werden, ist bisher für Österreich noch nicht empirisch erhoben wor-
den. Im Jahr 2014 wurde jedoch eine Studie des Zentrums für Politische Bildung 
an der Pädagogischen Hochschule Wien durchgeführt, in der alle Maturaaufgaben 
aus GSKPB an Wiener Gymnasien untersucht und analysiert wurden. Es konnte 
festgestellt werden, dass die Epoche Zeitgeschichte am häufigsten befragt wurde. 
Im Themenkomplex Zeitgeschichte waren es Fragen zur Ersten Republik, die ab-

3	 BMBWF, Lehrplan Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung für die Sekundarstufe II (AHS-
Oberstufe) (2018) 124–126.
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Tabelle 1: Häufigkeit der Themengebiete bei der Reifeprüfung GSKPB, Haupttermin 2014 
(n=1.1.38)

Quelle: Philipp Mittnik, Zentrale Themen des Geschichteunterrichts in Österreich. Evaluation 
der Reifeprüfungsaufgaben aus dem Unterrichtsgegenstand Geschichte und Sozialkunde/Politi-
sche Bildung an Wiener AHS. Eine empirische Erhebung. In: Forschungsperspektiven 6 (2014) 
49–65, hier 59.
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solut gesehen am meisten gestellt wurden (siehe Tabelle 1). Auffallend war, dass 
die Fragestellungen zur Reifeprüfung nahezu deckungsgleich mit den Schulbuch-
inhalten waren.4

2. Schulbücher

Schulische Lehrwerke gelten insbesondere im Fach Geschichte nach wie vor als das 
Leitmedium, auch wenn diese weder besonders beliebt sind noch ein hohes Ansehen 
genießen.5 Sie sind außerdem „Konstruktionen und zugleich auch Konstrukteure 
sozialer Ordnungen und gesellschaftlichen Wissens“.6 Damit soll zum Ausdruck ge-
bracht werden, dass Schulbücher das kollektive Geschichtsbewusstsein einer (natio-
nalen) Gesellschaft deutlich prägen. Inwieweit Schulbücher diese Aufgabe erfüllen, 
ist daran zu erkennen, dass in allen untersuchten Büchern der SEK I nahezu 
deckungsgleich die gleichen Themeninhalte im Bereich Erste Republik behandelt 
werden. 

Methodisch wurde in der vorliegenden Untersuchung nach der qualitativen 
Inhaltsanalyse von Philipp Mayring vorgegangen. Zu Beginn wurden aus den 
unterschiedlichen Inhalten Kategorien gebildet. Anschließend wurden aus den 
Kategorien Kontingenzen herausgearbeitet, die eine Vergleichbarkeit innerhalb der 
einzelnen Kategorien ermöglichen.7 Im vorliegenden Artikel wurde mit einer klei-
neren Auswahl an Lehrwerken gearbeitet. Die Schulbücher wurden exemplarisch 
gewählt und verdeutlichen besonders gut, dass es bereits bei diesem Sample (drei 
Schulbücher der SEK I) zu einer qualitativen Sättigung kommt. Dies ist mit einer 
oft deckungsgleichen Auswahl der dort präsentierten Inhalte zu erklären. Folgende 
Inhaltskategorien konnten aus den Schulbuchinhalten zusammengefasst werden:
•	 Republik Deutsch-Österreich – Detailanalyse
•	 Friedensverträge 1919 
•	 Wirtschaftliche Situation Österreichs 
•	 Das Rote Wien 
•	 Paramilitärische Verbindungen
•	 Justizpalastbrand – Detailanalyse
•	 Bürgerkrieg – Detailanalyse
•	 Ausschaltung der Demokratie unter Dollfuß

4	 Philipp Mittnik, Evaluation der Reifeprüfungsaufgaben aus dem Unterrichtsgegenstand Geschichte 
und Sozialkunde/Politische Bildung an Wiener AHS. In: Christian Fridrich, Helga Grössing u. 
Walter Swoboda (Hrsg.), Forschungsperspektiven 6 (Wien 2014) 49–65, hier 59.

5	 Bodo von Borries, Reflexiver Umgang mit Geschichts-Schulbüchern. Befunde einer Befragung von 
Lehrern, Schülern und Studierenden. In: Zeitschrift für Geschichtsdidaktik 1 (2003) 114–136, hier 
114.

6	 Simone Lässig, Wer definiert relevantes Wissen? Schulbücher und ihr gesellschaftlicher Kontext. In: 
Eckhardt Fuchs, Joachim Kahlert u. Uwe Sandfuchs (Hrsg.), Schulbuch konkret: Kontexte –Pro-
duktion – Unterricht (Bad Heilbrunn 2010) 199–218, hier 203.

7	 Philipp Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse. Grundlagen und Techniken (Weinheim 12. Aufl. 
2015).
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Exemplarisch soll für drei Kategorien eine vereinfachte Detailanalyse durch-
geführt werden.

2.1. Republik Deutsch-Österreich

Fehlende Schuldzuweisung an den Nachfolgestaat Österreich kann beobachtet wer-
den:
•	 „Der Friedensvertrag von St.  Germain sah vor, dass Österreich Reparations-

zahlungen leisten sollte.“ (A1)8

•	 „1918 begann sich die Monarchie Österreich-Ungarn aufzulösen.“ (A2)
•	 „Als sich die Niederlage der Mittelmächte im Ersten Weltkrieg abzeichnete.“ (A3) 

Diese drei Auszüge belegen, dass auf eine differenzierte Perspektive der Ursa-
chen der Gestaltung des Friedensvertrages nicht eingegangen wurde. Die Mit-
verantwortung für den Kriegsbeginn wird ebenso ausgespart wie sämtliche 
geschichtsdidaktische Prinzipien und Konzepte. So könnte hier das Prinzip des 
Gegenwartsbezuges verdeutlicht werden (siehe Kapitel 3). 

2.2. Justizpalastbrand

Die Darstellungen zu diesem komplexen Thema werden in den drei analysierten 
Schulbüchern stark vereinfacht angeführt:
•	 „[…] wurden zwei unbeteiligte Menschen, ein Kind und ein Kriegsinvalider, in 

den Wirren der Ereignisse erschossen. […] Im darauffolgenden Prozess wurden 
die Attentäter freigesprochen.“ (A1)

•	 „Im Verlauf der Demonstration wurde der Justizpalast gestürmt […], die Polizei 
schoss in die Menge.“ (A2)

•	 „Als die Beschuldigten […] aber von einem Schwurgericht wegen Notwehr frei-
gesprochen wurden, stürmten empörte Demonstranten den Justizpalast in Wien 
und steckten diesen in Brand.“ (A3)
Auf Grund dieser Ausführungen wird Schülerinnen und Schülern nicht die 

Komplexität dieses Konfliktes erläutert. Es müsste jedenfalls festgehalten werden, 
dass laut Prozessakten den Opfern in den Rücken geschossen wurde, weshalb von 
Notwehr keinesfalls gesprochen werden kann. Dem vielfach vorgebrachten Argu-
ment, dass immer zu wenig Platz in einem Schulbuch vorherrsche, um Konflikte 
ausreichend zu besprechen, muss zumindest teilweise widersprochen werden. Karl-
Heinz Pohl beschreibt dieses Problem wie folgt: „Wenn es ein geistiges Produkt 
von großer gesellschaftlicher Bedeutung gibt, das besonders schwer zu verfassen ist, 
dann ist es das Schulbuch.“9 Sachrichtigkeit und Wissenschaftsorientierung sind 

8	 Die Bezeichnungen A1, A2 und A3 weisen auf die für diese Analyse herangezogenen Schulbücher hin, 
deren Titel jedoch nicht näher angeführt werden, da die Schulbuchverlage sich darüber beklagen, dass 
dies geschäftsschädigend sei.

9	 Karl-Heinz Pohl, Wie evaluiert man Schulbücher? In: Fuchs, Kahlert u. Sandfuchs, Schulbuch 
konkret (wie Anm. 6) 118–133, hier 118.
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jedoch wissenschaftliche Prinzipien, die ein modernes und aus Sicht der Geschichts-
didaktik gelungenes Schulbuch erfüllen muss. Da durch die Schulbücher „das 
dominante Geschichtsbewusstsein einer Zeit komprimiert zusammengefasst und 
weitergegeben“10 wird, scheint es notwendig, die Komplexität von historischen Kon-
flikten zumindest teilweise zu berücksichtigen.

2.3. Bürgerkrieg 1934

Als drittes Beispiel soll eine Täter-Opfer-Umkehr in einem Schulbuch präsentiert 
werden. Diese Umkehr ist insbesondere im Themenbereich Dollfuß-Schuschnigg-
Regime häufig festzustellen.
•	 „In Wien verschanzten sich die Mitglieder des Schutzbundes in den Gemeinde-

bauten […]. Das Eingreifen des Bundesheeres und der Beschuss der Gemeinde-
bauten brachte eine rasche Entscheidung.“ (A1)
Eine konstruierte Prozesshaftigkeit kann in den Büchern A2 und A3 festgestellt 

werden:
•	 Der Schutzbund setzte sich gegen eine Hausdurchsuchung zur Wehr und dies 

führte zum Bürgerkrieg.
Der bewaffnete Konflikt ging nicht von Seiten der Sozialdemokraten aus, sondern 

die Polizei und das Militär unter dem Einfluss der Heimwehren und der Christ-
lichsozialen warteten nur auf einen Anlass, um die Sozialdemokraten auch militä-
risch zu bekämpfen. Bundeskanzler Seipel konnte nun als zweifacher „Retter des 
Vaterlandes“ instrumentalisiert werden. Nach der Lösung der Finanzkrise schaffte 
er es, durch die Niederschlagung der Julirevolte die innere Ordnung wiederherzu-
stellen. Seipels langfristiges Konzept war „die politische und soziale Niederwerfung 
der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung, auch und gerade um den Preis der 
Beseitigung der Demokratie“.11 Diese Zusammenhänge müssen in den Schulbuch-
narrationen ergänzt werden, da Schülerinnen und Schülern die Tragweite dieser 
Ereignisse sonst nicht bewusst werden kann. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass Schulbücher verschiedene Ziele 
verfolgen. Laut Bodo von Borries sind die vier wichtigsten: Identitätsmanagement, 
Geschichtspolitik, Loyalitätssicherung und Erinnerungsarbeit. Als größte Gefahr 
sieht er die „nationale Mystifizierung“ an, die durch unreflektierte und unvoll-
ständige Schulbucherzählungen, wie oben angeführt, entstehen kann.12

10	 Bea Lundt, Frauen- und Geschlechtergeschichte. In: Hans-Jürgen Goertz (Hrsg.), Geschichte. Ein 
Grundkurs (Reinbek 3. Aufl. 2007) 579–597, hier 580 f.

11	 Gerhard Botz, Gewalt in der Politik (München 2. Aufl. 1983) 158 f.
12	 Bodo von Borries, Historische Kenntnisse – historische Kategorien – historische Kompetenzen. In: 

Christoph Kühberger (Hrsg.), Historisches Wissen. Geschichtsdidaktische Erkundung zu Art, Tiefe 
und Umfang für das historische Lernen (Schwalbach am Taunus 2012) 9–31, hier 13.
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3. Geschichtsdidaktische Prinzipien

Das Unterrichtsfach Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung soll von einem 
„Paukfach“ zu einem „Lern- und Diskussionsfach“ werden, es soll Welterschließung 
statt einen ausschließlichen Epochenüberblick liefern.13 Es soll ein Fach sein, in dem 
„die Einsicht in historische Zusammenhänge, die Orientierung in der Welt sowie 
die sinnvolle Konstruktion der jeweils eigenen Identität in Bezug zur Geschichte im 
Zentrum stehen“.14 Diese Zusammenhänge und Orientierung sollen vor allem durch 
die Berücksichtigung von geschichtsdidaktischen Prinzipien erreicht werden. Unter 
den zahlreich vorhandenen Prinzipien werden in diesem Beitrag drei exemplarisch 
etwas näher vorgestellt. Es steht hier jedoch nicht die Definition der Begriffe im 
Vordergrund, sondern mögliche Anknüpfungspunkte für den schulpraktischen 
Unterricht. Es soll gezeigt werden, dass die Berücksichtigung der Prinzipien Gegen-
wartsbezug, Subjektorientierung und Multiperspektivität im Unterricht leicht mög-
lich sein könnte. Diese exemplarische Aufzählung erhebt nicht den Anspruch auf 
Vollständigkeit, sondern soll Möglichkeiten aufzeigen, Geschichtsunterricht dahin-
gehend umzugestalten, dass historisch-politische Lernprozesse ermöglicht werden.

3.1. Gegenwartsbezug

Unter Gegenwartsbezug oder Gegenwartsorientierung wird verstanden, dass jedes 
historische Denken aus der Gegenwart heraus erfolgt und daher historische Sachver-
halte häufig missverstanden werden. Deshalb ist es notwendig, Schülerinnen und 
Schülern transparent zu machen, in welchem Verhältnis das schulische Nachdenken 
mit ihrer persönlichen Lebenswelt steht.15 Im Themenbereich der Ersten Republik 
könnten hierfür viele Ansatzpunkte angeführt werden. Exemplarisch sollen die vier 
in den Lehrbüchern am häufigsten angesprochenen Themen einer Kurzanalyse 
unterzogen werden:

•	 Der Hungerwinter 1919
Hier sollen Schülerinnen und Schüler im Sinne des konzeptuellen Lernens Wissen 
und Fertigkeiten erlangen, die sie befähigen, Ursachen und Auswirkungen von 
Hungerkatastrophen zu erkennen, zu analysieren und zu interpretieren. So wird 
die kriegsbedingte Armut häufig als wenig wichtigere Ursache angeführt als der 

13	 Bodo von Borries, Historisch denken lernen – Welterschließung statt Epochenüberblick. Geschichte 
als Unterrichtsfach und Bildungsaufgabe (Opladen 2008) 263.

14	 Rolf Schörken, Geschichte als Lebenswelt. In: Klaus Bergmann, Annette Kuhn, Jörn Rüsen u. 
Gerhard Schneider (Hrsg.), Handbuch der Geschichtsdidaktik (Düsseldorf 2. Aufl. 1980) 3–9, hier 
5.

15	 Klaus Bergmann, Gegenwarts- und Zukunftsbezug. In: Ulrich Mayer, Hans-Jürgen Pandel u. Ger-
hard Schneider (Hrsg.), Handbuch Methoden im Geschichtsunterricht. Klaus Bergmann zum 
Gedächtnis (Schwalbach am Taunus 5. Aufl. 2016) 91–112, hier 92 f.
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durch den Friedensvertrag zugefügte Verlust der agrarischen Überschussgebiete.16 
Ziel ist es, dass Schülerinnen und Schüler durch das erworbene Wissen das Er-
lernte auch in der Gegenwart anwenden können. Die Auswirkungen von Armut 
könnten anhand dieses Beispiels in der Klasse bearbeitet werden. Der wirtschaft-
liche Aufstieg Österreichs war nicht naturgegeben, daher ist es für Schülerin-
nen und Schüler eine wichtige Erkenntnis, dass auch früher in Österreich kein 
Reichtum herrschte, um wiederum die Empathiefähigkeit in der Gegenwart zu 
verstärken.

•	 Paramilitärische Verbindungen
Zur Zeit der Ersten Republik haben die paramilitärischen Verbände der beiden 
Parteien, der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Österreichs und der Christ-
lichsozialen Partei, das staatliche Gewaltmonopol nicht geachtet. Sie gründeten 
Wehrverbände (Republikanischer Schutzbund bzw. Heimwehren), um ihre Inte-
ressen, auch mit Gewalt, durchzusetzen. Dies hatte viele bewaffnete und gewalt-
volle Konflikte zur Folge, die mitverantwortlich waren, Österreich politisch zu 
destabilisieren. Auch aus dieser Erfahrung heraus scheint es unter Verfassungs-
experten heute unbestritten, dass das Gewaltmonopol ausschließlich beim Staat 
zu liegen hat und eine Privatisierung staatlicher Gewalt daher außer Betracht 
gelassen werden soll.17 Dieser Zugang lässt sich bis zu Hobbes‘ Leviathan zurück-
verfolgen. Max Webers Zugang zum Gewaltmonopol aus dem Jahr 1922 wird 
bis heute in der Fachliteratur häufig zitiert: „Staat soll ein politischer Anstalts-
betrieb heißen, wenn und insoweit sein Verwaltungsstab erfolgreich das Monopol 
legitimen physischen Zwangs für die Durchführung der Ordnung in Anspruch 
nimmt.“18 In der Annahme Webers ist physische Gewalt nur dann legitim, wenn 
sie von staatlicher Seite ausgeübt wird. Diese Frage scheint unter Fachexpertinnen 
und Fachexperten geklärt, aber nicht alle Menschen in Österreich begrüßen 
diesen Zugang. So fordern immer wieder Privatpersonen die Einführung von 
Bürgerwehren, die für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger sorgen sollen. 
So könnten Gruppen wie die Vikings Security Germania, die kurzzeitig auch 
einen Ableger in Österreich hatte, im Unterricht thematisiert werden. Diese stel-
len das staatliche Gewaltmonopol ganz öffentlich in Frage und rekrutieren ihre 

16	 Norbert Schausberger, Österreich und die Friedenskonferenz. Zum Problem der Lebensfähigkeit 
Österreichs nach 1918. In: Isabella Ackerl u. Rudolf Neck (Hrsg.), Saint-Germain 1919. Protokoll 
des Symposiums am 29. und 30. Mai 1979 in Wien = Wissenschaftliche Kommission zur Erfor-
schung der Geschichte der Republik Österreich, Veröffentlichungen 11 (Wien 1989) 229–263, hier 
239.

17	 Heinz Mayer, Die Reform der österreichischen Verfassung. Zur Reform der österreichischen Bundes-
verfassung, online: http://www.demokratiezentrum.org/fileadmin/media/pdf/mayer_verfassung.pdf 
(19.1.2019).

18	 Max Weber u. Johannes Winckelmann, Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriss der verstehenden 
Soziologie (Tübingen 5. Aufl. 2009) 29.
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Mitglieder häufig aus Neonazi-Kreisen.19 Auch Vertreter der FPÖ, insbesondere 
Lokalpolitiker aus Oberösterreich, haben bereits mehrfach versucht, Bürger-
wehren zu gründen und/oder solche „Vereine“ zu unterstützen.20 Das Prinzip 
Rechtsstaatlichkeit könnte so zu einem Thema der Politischen Bildung werden 
und Schülerinnen und Schüler sollen begründen können, warum die Einrichtung 
von Bürgerwehren vermutlich nicht zu mehr Sicherheit beitragen, sondern eher 
die Demokratie gefährden könnte.

•	 Sozialreformen („Das Rote Wien“)
Die sozialstaatlichen Errungenschaften, die in den Jahren 1918 bis 1934 von 
Wien ausgehend die ganze Republik beeinflusst haben, zeigen deutlich, wie 
auch in politisch schwierigen Zeiten Politik für die Mehrheitsbevölkerung ge-
staltet werden kann. Diese Sonderstellung Wiens ist bis zur Gegenwart häufi-
ges Konfliktfeld in der österreichischen Innenpolitik. Die umgesetzten sozial-
politischen Maßnahmen der zentralen Personen des Roten Wien wie z. B. Julius 
Tandler, Jakob Reumann, Karl Seitz, Otto Glöckel oder Hugo Breitner könnten 
als historische Beispiele herangezogen werden, wie ganz bewusst in die unterste 
soziale Schicht der neu gegründeten Republik investiert wurde. Für Frage-
stellungen zum Themenfeld Umverteilung könnte die Einführung der Wohnbau-
steuer unter Breitner exemplarisch erarbeitet werden. Zeitgenössische Aussagen 
wie z. B. von Tandler könnten und sollten historisch kontextualisiert werden, um 
sich anschließend der Frage zu widmen, ob diese heute noch zeitgemäß sind. Hier 
zwei Beispiele: „Wer Kindern Paläste baut, reißt Kerkermauern nieder“ oder: „Wer 
Sportplätze baut, hilft Spitäler sparen.“21

•	 Ursachen für Massenproteste (Justizpalastbrand)
Im Sinne des konzeptuellen Lernens sollten Schülerinnen und Schüler erkennen, 
dass es meist verbindende, historisch immer wiederkehrende Ursachen sind, 
die Massenproteste auslösen. Demnach sollten Schülerinnen und Schüler diese 
Merkmale kennenlernen, sie erweitern und auf zukünftige Situationen anwenden 
können. Dies bedeutet, dass nicht die einzelnen Jahreszahlen, Herrscherpersön-
lichkeiten und/oder Einzelerzählungen von großer Bedeutung sind. Nur wenn 
diese Fakten auch auf andere historische und/oder gegenwärtige Ereignisse um-
gelegt werden können, also transferfähig sind, dann kann von einem nachhaltigen 
historischen Lernprozess gesprochen werden.22 So können gewalttätige Proteste 
von gewaltfreien unterschieden werden. Proteste können sich beispielsweise gegen 

19	 Wie Polizei und Geheimdienste gegen rechtsextreme „Bürgerwehren“ vorgehen. In: Augsburger All-
gemeine (7.  November 2019), online: https://www.augsburger-allgemeine.de/bayern/Wie-Polizei-
und-Geheimdienste-gegen-rechtsextreme-Buergerwehren-vorgehen-id55903566.html (24.2.2021).

20	 Jürgen Pachner, FPÖ-Kandidat gründet mit Kameraden Bürgerwehr. In: Kurier (22.  September 
2015).

21	 Karl Sablik, Julius Tandler (Wien 1983) 11, 26.
22	 Christoph Kühberger, Konzeptionelles Wissen als besondere Grundlage für das historische Lernen. 

In: Kühberger, Historisches Wissen (wie Anm. 12) 33–73, hier 38 f.
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eine korrupte Gruppe von Politikerinnen und Politikern richten, es könnte bil-
ligerer Wohnraum gefordert werden oder Menschen könnten sich für Umwelt-
projekte einsetzen, so wie es ab dem Jahr 2020 bei der Bewegung „Fridays for 
future“ zu sehen war. In der Geschichte sind aber vor allem dann (gewalttätige) 
Proteste entstanden, wenn massiver Hunger, Perspektivenlosigkeit, Wohnungs-
not, Unterdrückung und Ausbeutung für die Bevölkerung unerträglich wurden. 
Ein weiterer Grund könnte das Verbot einer Oppositionspartei und/oder die 
Verhaftung bzw. Ermordung eines politischen Anführers sein. Die Gründe sind 
sehr vielfältig. Schülerinnen und Schüler müssten jedenfalls verstehen, dass der 
österreichische Sozialstaat viele der Protestursachen bekämpft und daher auch als 
Friedensgarant angesehen werden sollte. 

3.2. Subjektorientierung

Rolf Schmiederers Arbeiten zu Subjektorientierung aus den 1970er Jahren galten als 
wegweisend für die Geschichts- und Politikdidaktik. Seine zusammenfassenden 
Thesen beinhalten unter anderem die Forderungen nach Partizipation von und Mit-
bestimmung für Schülerinnen und Schüler sowie nach deren „Betroffenheit“ und 
„Selbsterkenntnis“.23 So definiert sich das didaktische Prinzip der Subjektorientierung 
in der aktuellen Kompetenzdebatte unter anderem mit der Handlungskompetenz, 
welche die Perspektive der Schülerinnen und Schüler in den Fokus rückt.24 Subjekt-
orientierung ist deshalb ein so zentrales geschichtsdidaktisches Prinzip, da die Leh-
renden Schülerinnen und Schüler bei der Reflexion ihrer Sinnbildungsprozesse an-
leiten sollten. „Diese gewinnen dabei ein reflektiertes und selbstreflexives 
Geschichts- und Politikbewusstsein sowie ein fundiertes historisches Orientierungs-
vermögen.“25

Eine mögliche Fragestellung für den schulischen Unterricht wäre z. B., warum 
sich im Vergleich zur Ersten Republik (Stichwort: Massenaufmärsche) heute ver-
meintlich deutlich weniger Menschen in der Politik engagieren. Hier könnte unter 
anderem festgestellt werden, dass es heute ein weit größeres nicht-parteilich organ-
siertes Feld an politischer Betätigung gibt als zu jener Zeit. Gewalt in der politi-
schen Auseinandersetzung könnte ein weiterer Zugang sein. Die Auswirkungen von 
bewaffneten Konflikten in einem mikrohistorischen Zugang (Familie, Freunde, 
Mitglieder von Vereinen etc.) zu vergleichen, wäre ein wichtiger Prozess für den 
Aufbau eines persönlichen Geschichtsbilds. Darunter wird das stabilisierte Gefüge 
von historischen Vorstellungen einer Person oder einer Gruppe verstanden. Aus der 

23	 Rolf Schmiederer, Krise der politischen Bildung – oder politische Krise der Bildung? Wider die 
Abwendung von der Schul- und Unterrichtspraxis. In: Materialien zur Politischen Bildung (1977) 
5–8, hier 6 f.

24	 Reinhard Krammer, Die durch politische Bildung zu erwerbenden Kompetenzen. Ein Kompe-
tenz-Strukturmodell (Wien 2008) 7.

25	 Heinrich Ammerer, Thomas Hellmuth u. Christoph Kühberger, Subjektorientierte Geschichts-
didaktik. Eine Einleitung. In: Heinrich Ammerer, Thomas Hellmuth u. Christoph Kühberger 
(Hrsg.), Subjektorientierte Geschichtsdidaktik (Schwalbach am Taunus 2015) 5–12, hier 6 f.
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persönlichen Perspektive ist ein solches Geschichtsbild stets konkret und narrativ 
abrufbar.26 Es könnten (und sollten) aber auch sozialhistorische Zugänge gewählt 
werden, die mit der aktuellen Lebenswelt von Schülerinnen und Schülern in Ver-
bindung gebracht werden können. So könnte die Schule als Institution und das 
schulische Lernen in der Vergangenheit aus der Perspektive der Lernenden oder auch 
deren Freizeitgestaltung behandelt werden.

3.3. Multiperspektivität 

Multiperspektivität wird von Klaus Bergmann wie folgt beschrieben: Sie „ist eine 
Form der Geschichtsdarstellung im Unterricht, bei der ein historischer Sachverhalt 
aus mehreren, mindestens zwei unterschiedlichen Perspektiven beteiligter und be-
troffener Zeitgenossen dargestellt wird, die verschiedene soziale Positionen und In-
teressen repräsentieren“.27 Diese Definition stammt bereits aus dem Jahr 1980, ist 
aber in der Fachwissenschaft bis heute größtenteils anerkannt. So beschreibt Martin 
Lücke 2012, dass Bergmanns Ausführungen bis heute als „keinesfalls revisions-
bedürftig“28 erscheinen. Wenn im Geschichtsunterricht keine multiperspektivischen 
Zugänge gewählt werden, besteht die Gefahr, dass es zu einem „Belehrungsunter-
richt und zugleich zu einem Gesinnungsunterricht“ kommt.29

So könnte z. B. mit Hilfe von unterschiedlichen Zeitungsberichten („Reichspost“, 
„Arbeiter-Zeitung“) zum Justizpalastbrand gearbeitet werden oder Fragen, warum 
und von wem welche Fußballvereine unterstützt wurden (z. B. Rapid Wien oder 
Austria Wien), nachgegangen werden. Aussagen von Personen aus ländlichen Re-
gionen über Wien könnten mit Aussagen von Wienerinnen und Wienern über die 
ländlichen Regionen verglichen werden. Diese Perspektive führt zu einem reflektier-
ten Aufbau eines Geschichtsbewusstseins und dies gilt laut aktuell gültigem Lehr-
plan als wichtigstes Ziel des Unterrichtsgegenstandes Geschichte und Sozialkunde/
Politische Bildung.

Zusammenfassung

Die Geschichte der Ersten Republik ist, wie in diesem Beitrag gezeigt werden 
konnte, fester Bestandteil des schulischen Unterrichts im Fach Geschichte und 

26	 Marko Demantowsky, Geschichtsbild. In: Ulrich Mayer (Hrsg.), Wörterbuch Geschichtsdidaktik 
(Schwalbach am Taunus 3. Aufl. 2014) 82–85, hier 82.

27	 Klaus Bergmann, Multiperspektivität. In: Klaus Bergmann, Klaus Fröhlich, Annette Kuhn, Jörn 
Rüsen u. Gerhard Schneider (Hrsg.), Handbuch der Geschichtsdidaktik (Wolfenbüttel 5. Aufl. 
1997) 216–218, hier 216.

28	 Martin Lücke, Multiperspektivität. In: Michele Barricelli u. Martin Lücke (Hrsg.), Handbuch 
Praxis des Geschichtsunterrichts (Schwalbach am Taunus 2012) 281–288.

29	 Klaus Bergmann, So viel Geschichte wie heute war nie – historische Bildung angesichts der Allgegen-
wart von Geschichte. In: Klaus Bergmann u. Ulrich Mayer (Hrsg.), Geschichtsdidaktik. Beiträge zu 
einer Theorie historischen Lernens. Klaus Bergmann zum 60. Geburtstag (Schwalbach am Taunus 2. 
Aufl. 2000) 13–32, hier 14.
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Sozialkunde/Politische Bildung. Dazu wurden die entsprechenden Lehrplanaus-
schnitte präsentiert, die jedoch – wie für Lehrpläne im deutschsprachigen Raum 
üblich – eher allgemein gehalten sind. Die Teilanalyse dreier Geschichtsschulbücher 
konnte zeigen, dass die Erste Republik überall berücksichtigt wird. Jedoch konnte 
auch festgestellt werden, dass dies meist sehr oberflächlich und unreflektiert ge-
schieht. Um die Kritik greifbar zu machen, wurden Detailanalysen der Schulbuch-
inhalte angeführt. Von diesen ausgehend konnte beobachtet werden, dass die zent-
ralen geschichtsdidaktischen Prinzipien, die auch laut Lehrplan verpflichtend 
umgesetzt werden müssen, kaum Berücksichtigung gefunden haben. Daher ist in 
diesem Artikel exemplarisch auf drei geschichtsdidaktische Prinzipien (Gegenwarts-
bezug, Subjektorientierung und Multiperspektivität) näher eingegangen worden. 
Diese Prinzipien wurden kurz erläutert und in einem pragmatischen Zugang wur-
den dann mögliche Inhalte angeführt, die im schulischen Lernen als hilfreich an-
gesehen werden könnten. Das Ziel des Unterrichts in GSKPB ist laut Lehrplan und 
allgemeinem Tenor der Disziplin der Aufbau eines reflektierten Geschichts- und 
Politikbewusstseins, das mit Hilfe der vorgestellten Prinzipien leichter umgesetzt 
werden könnte.
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